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Beschluß  
Keine Umsetzung der neuen NATO-Strategie  

Am 24. April 1999 hat die NATO in Washington eine neue NATO-Strategie 
verabschiedet. Die Verabschiedung fand während und vor dem Hintergrund des 
Krieges in Jugoslawien statt. Sie wurde öffentlich relativ wenig wahrgenommen, 
wozu auch beitrug, daß sie weder im Parlament noch von den Parteien diskutiert 
wurde.  
Diese Ignoranz ist angesichts der weitreichenden Konsequenzen, die sich aus der 
neuen Strategie auch für die Bundesrepublik ergeben, wenig verständlich und 
akzeptabel. Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mag als Erklärung gelten, daß die 
Auseinandersetzung mit dem Kosovo-Krieg zu jener Zeit alles andere überlagerte. 
Auf der anderen Seite ist gerade vor dem Hintergrund des Kosovo-Krieges, in dem 
die NATO wider die damals noch gültige Strategie handelte, indem sie sich selbst 
mandatierte und damit die später verabschiedete Strategie bereits ausprobierte, die 
Ignoranz einer neuen Gewichtung der Bedeutung des Militärs in der Außenpolitik 
doppelt unverständlich. 
 
Die neue NATO-Straegie entwickelt das 1991 nach dem Ende des Kalten Krieges 
verabschiedete Konzept von Rom weiter in Richtung Aufgabenerweiterung und 
Unabhängigkeit von der UNO und beschreibt damit einen Paradigmenwechsel in 
der Politik der NATO. 
Keinem der 19 NATO-Parlamente wurde das neue strategische Konzept bisher zur 
Ratifizierung vorgelegt. 
 
Auswirkungen der neuen NATO-Strategie auf die Bundeswehr machen sich bereits 
bemerkbar. Im Zug der stärkeren Orientierung der NATO auf "kleinere 
kampforientierte Einheiten" ist die Bundeswehr bereits teilweise umorganisiert 
worden. Die Krisenreaktionskräfte wurden von 56.000 auf 66.000 Mann 
aufgestockt, während die Gesamt-Bundeswehr von 340.000 auf 324.000 Mann und 
Frau abgebaut wurde. Alle derzeit diskutierten Vorschläge zur Reform der 
Bundeswehr verstärken diese Tendenz noch. Ganz im Sinn der neuen 
NATO-Strategie soll die Bundeswehr insgesamt kleiner, beweglicher, schneller und 
qualitativ aufgerüstet werden. Die klar definierte einzige Aufgabe der Bundeswehr - 
die Landesverteidigung - verschwindet hinter der in Washington für das 
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NATO-Bündnis beschlossenen des Eingreifens bei Krisen, die das kollektive 
Sicherheitsgefühl der NATO-Staaten bedrohen. Die neue NATO-Strategie wird in 
der Bundesrepublik Schritt für Schritt umgesetzt - ohne jedoch im Parlament 
debattiert und ratifiziert worden zu sein. 
 
Wir meinen, daß dem Bemühen der rot-grünen Bundesregierung, innerhalb der 
NATO-Partner nach dem Regierungswechsel nicht als unsicherer Kantonist zu 
gelten, mit den Beschlüssen der Regierung und Regierungsparteien zum 
NATO-Einsatz in Jugoslawien und den WEU-Beschlüssen unter deutscher 
EU-Präsidentschaft nun Genüge getan worden ist. Die Bundesrepublik sollte ihr 
neues Gewicht innerhalb der NATO - seit dem Kosovo-Krieg zählt sie de facto zu 
deren Kernstaaten - nun auch nutzen, der Programmatik der Regierungsparteien 
entsprechend auf eine Entmilitarisierung der Außenpolitik hinzuwirken.Die neue 
NATO-Strategie enthält genügend völkerrechtswidrige und offensive Elemente, um 
noch einmal gründlich hinterfragt zu werden. Sie widerspricht dem 2+4 -Vertrag, 
dem NATO-Vertrag und - was den Einsatz der Soldaten betrifft - unserem 
Grundgesetz. Ziel einer rot-grünen Bundesregierung müsste sein, sie mindestens 
zu modifizieren, wenn nicht zurückzunehmen. Ein deutsches Nein zur neuen 
NATO-Strategie in Washington hätte wegen des Einstimmigkeitsprinzips in der 
NATO das neue Konzept verhindert. Aber auch nach der Verabschiedung in 
Washington hat ein deutscher "Rückholantrag" Einfluss und eine die neue Strategie 
zu Teilen oder ganz ablehnende deutsche Haltung bliebe sehr wahrscheinlich nicht 
allein. (Die Regierungen verschiedener "Südländer" stehen der neuen 
NATO-Strategie durchaus skeptisch gegenüber.) 
 
Wir fordern die Bundestagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf, die seit 
fast einem Jahr fällige Debatte im Parlament über die neue NATO-Strategie und 
deren Implikationen für die Bundeswehr nun einzufordern und in der Debatte auf die 
völkerrechtswidrigen und offensiven Elemente der neuen Strategie hinzuweisen. 
 
Des weiteren fordern wir unsere Regierungsmitglieder und insbesondere 
Außenminister Fischer auf, auch aus Gründen der Transparenz und demokratischer 
Entscheidungsprozesse innerhalb des Kabinetts auf der Vorlage des neuen 
NATO-Konzepts zur Ratifizierung im Bundestag zu bestehen. 
 


